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Bu den Lippe ſchen Erbanſprüchen 


wird der „Voſſ. Ztg.“ geſchrieben: In den 


Blättern, die für die Schaumburgiſchen Erb⸗ 3 


anſprüche auf Lippe⸗Detmold eintreten, wird ge⸗ 
fliſſentlich behauptet, der Schiedsſpruch des 
Königs von Sachſen ſpreche ſich einzig und 
allein über die Erbberechtigung des Grafen 
Ernſt zur Lippe⸗Bieſterfeld aus, nicht auch über 
die ſeiner Söhne; es könne ſich alſo der König 
von Sachſen über die erneuten Auseinander⸗ 
ſetzungen hinſichtlich dieſer Erbberechtigung der 
Söhne des Regenten nicht verletzt fühlen. Dieſe 
Darſtellung entſpricht nicht ganz dem Sach⸗ 
verhalt. Allerdings hat das Urtheil vom 22. 
Juni 1897 in ſeinem Tenor nur von dem 
Grafen Ernſt geſprochen; aber das Schieds⸗ 
gericht mußte annehmen, daß dieſes Urtheil auch 
über die Perſon des Regenten hinaus für deſſen 
Kinder gelte. Das Gericht hat entſchieden, daß 
vor der Bundesakte jedenfalls die Ehen von 
Mitgliedern des Lippiſchen Hauſes mit einfachen 
Adeligen ebenbürtig waren. Jetzt wird gegen 
die Kinder des Grafen Ernſt und der geborenen 
Gräfin Wartensleben eingewendet, daß ſeit der 
Bundesakte nur eine Ehe mit einem Mitgliede 
des hohen Adels, zu dem das Haus Wartens⸗ 
leben nicht gehört, ebenbürtig ſei. Deshalb 
ſeien die Kinder des Regenten nicht thron⸗ 
berechtigt. Dieſe Anſicht, die ſchon von Laband 
vertreten wurde, hat das Schiedsgericht aus⸗ 
drücklich verworfen. Auf Seite 18 des gedruckten 
Schiedsſpruchs heißt es wörtlich: y 

„Die von dem Profeſſor Laband in feinen 
Schriften über die Thronfolge im Fürſtenthum 


Lippe vertretene Anſicht, durch den Artikel 14 f 


der deutſchen Bundesakte von 1815 ſei jeden⸗ 
falls die Aenderung eingetreten, daß von da an 
der hohe Adel in Deutſchland nur aus zwei 
Gruppen von Familien beſtehe, den ſouveränen 
und den ehemals reichsſtändigen, und daß die 
Ebenbürtigkeit auf dieſe Familien unter ſich be⸗ 
ſchränkt ſei, kann in Uebereinſtimmung mit der 
in Theorie und Praxis herrſchenden Anſicht 
nicht gebilligt werden.“ 

Der Schiedsſpruch verweiſt zur Begründung 
ſeiner, Laband entgegengeſetzten Anſchauung dar⸗ 
auf, daß auch von den höchſten Gerichten Deutſch⸗ 
lands und von den een in dieſem 
Jahrhundert „die Ehe eines Herrn von hohem 
Adel oder doch aus altreichsgräflichem oder neu⸗ 
fürſtlichem Hauſe (wie Lippe) mit einer Dame 
von niederem Adel, ſo weit bekannt, ſtets als 
vollwirkſam anerkannt“ worden fet, fo vom baie⸗ 
riſchen Ober⸗Appellationsgericht am 27. Auguſt 
1841, vom preußiſchen Ober⸗Tribunal am 29. 
Jannar 1846, von der Göttinger Fakultät am 
1872, vom Reichsgericht am 5. Dezember 18 : 
Mithin verneint der Schiedsſpruch unzweideutig 
die Vorausſetzung, auf der jetzt der Grafe gegen 
die Ebenbürtigkeit der Ehe des Grafen ſt 
und die Erbfolgeberechtigung aus die 


18. Mai 1869, von der Erlanger am 2. anise Ei 


jer Ehe q . i es mus 
läffig, zu thun, als verſtieße dieſer Angriff nicht 
gegen den Schiedsſpruch vom 22. Juni 1897. 
Verſtößt es nicht gegen den Tenor, ſo doch offen⸗ 
bar gegen die Begründung des Spruchs und die 
Rechtsauffaſſung ſeiner Urheber, alſo in erſter 
Reihe des Königs von Sachſen. 5 
Die Vorgänge in Frankreich. 


Es iſt dem Generalſtab gelungen, die Re⸗ 
gierung zu terroriſiren. Zurlinden erzwang end⸗ 
gültig die Verfolgung Piequarts. Unterdeſſen 
deckt der Kaſſationshof den ganzen Dreyfus⸗ 
Schwindel auf. Die Reviſion wird nicht blos 
die Freiſprechung Dreyfus’, ſondern aller Voraus⸗ 
ſicht nach die Strafverfolgung Mercier's, Bois⸗ 
deffre's, Gonſe's, du Paty's und der ſieben 
Militärrichter nach ſich ziehen. 

Oberſtlieutenant Picguart ſoll allem Anſchein 
nach dem großen franzöſiſchen Generalſtabe und 
den fünf Kriegsminiſtern, die der Reihe nach in 
der Dreyfus⸗Angelegenheit ihre vollſtändige Un⸗ 
fähigkeit erwieſen haben, für das Fiasko büßen, 
das ihnen der Kaſſationshof durch ſeinen Re⸗ 
viſionsbeſchluß bereitet hat. Oberſtlieutenant 
Picquart hat aber nicht blos durch ſeinen Scharf⸗ 
blick, ſondern auch durch ſeinen Opfermuth, mit 
dem er für einen von ihm für unſchuldig ge⸗ 
haltenen früheren Kameraden eintrat, ſeine Vor⸗ 
gejegten beihämt. Sollte daher Piequart in der 
That der Rachſucht der Militärpartei zum Opfer 
fallen, ſo würde der Sturm der Entrüſtung der 
i dann erheben 
würde, in vollem Maße berechtigt ſein. Der 
Kaſſationshof wird aber geſtern wohl in der Lage 
geweſen ſein, aus der Vernehmung Picquarts 
zugleich über deſſen eigenen Fall einigermaßen 
Klarheit zu gewinnen. A 

Im Miniſterrathe machte der Solonialminifter 
ſeinen Kollegen die Mittheilung, daß die Doku⸗ 
mente, die der Kaſſatianshof Dreyfus zur Kennt⸗ 
niß bringen laſſen will, nicht erſt am 9. De⸗ 
zember, ſondern ſchon am 26. November abgehen 
werden. Der Poſtdampfer, dem man ſie an⸗ 
vertraut, giebt ſie auf der Inſel Martinique ab, 
und von dort werden ſie nach Cayenne und dann 
nach der Teufelsinſel befördert. 

Die „Liberté“ verſichert, dem Kabinet Briſſon 
wurden nicht alle Dokumente der Geheimakten 
vorgelegt. — Feinde Dreyfus“ führten ſeinerzeit 
durch geheimnißvolle Briefe an ſeine Adreſſe eine 
Verſchärfung ſeiner Strafe und eine ue 
Prüfung ſeiner Korreſpondenz herbei. 


Aus dem Reiche. 


Der Geſchäftsausſchuß des deutſchen 
Aerztevereins⸗Bundes hielt eine Sitzung ab, 
an der die Mitglieder Aub, Bamberg, Bechler, 
Eulenburg, Heinze, von Heufinger, Landsberger, 
Lent, Löbker, Merkel, Partſch, Pfei er, Piza, 
Rupp, Sendler, Wagner und Wallichs theil⸗ 
nahmen. Zugewählt wurden Arbeit⸗Marienburg 
und Tiedemann⸗Bremen. Es wurde beſchloſſen, 
den nächſten Aerztetag ſchon im März 1899 zu 
Dresden abzuhalten und, nach den Anträgen von 
Eulenburg und Lent, die Stellung der Aerzte zu 
den Krankenkaſſen als Hauptgegenſtand auf die 
Tagesordnung zu ſetzen. Als Referenten dafür 
beſtimmte der Geſchäftsausſchuß Lands berger⸗ 
Poſen und Weiß⸗München. — Der verſtorbene 
Shrenbiirger der Stadt Fürſtenwalde, Aſſeſſor 


=< Sembrigti, hat der Stadtgemeinde 60 000 


Wr. 550. — Bweites Blatt. 


Verantwortl. Redakteur: R. O. Köhler in Stettin. A 
Verleger und Drucker: R. Graßmann in Stettin, Kirchplatz 34. * 
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Mark zu wohlthätigen Zwecken hinterlaſſen. 
Nach den Beſtimmungen des Vermächtniſſes ſoll 
die Stadt verpflichtet ſein, die Summe als 
¡Sembrigti-Stiftung” im Etat zu führen und die 
inſen davon zur Linderung der Noth und 
Armuth ohne Unterſchied der Konfeſſion zu ver⸗ 
wenden. — Zur Frage der Hebung des Oſtens 
theilt die „Oſtd. Preſſe“ mit, daß auch in Brom⸗ 
berg ein Muſeum, verbunden mit einer Viblio⸗ 
thek, geſchaffen werden wird. Es kommen dabei 
in Betracht die Schätze des Poſener Provinzial⸗ 
muſeums, die Sammlungen des Bromberger 
Hiſtoriſchen Vereins und vielleicht ein Theil der 
Zuwendungen für die Kaiſer Wilhelm⸗Bibliothek. 
— Die Errichtung der neuen Handelskammer 
zu Graudenz iſt nunmehr vom Miniſter ge 
nehmigt. Die neue Kammer ſoll 18 Mitglieder 
zählen. — Erzbiſchof von Stablewski, der 
bekanntlich vor Kurzem in Rom war, ordnet in 
dem „Kirchlichen Amtsblatt“ an, daß am 8. De⸗ 
zember in ſämtlichen Kirchen ſeiner Didzefe eine 


außerordentliche Sammlung zu Gunſten des |! 


Peterspfennigs zu veranſtalten ſei, weil deſſen 
Ertrag im verfloſſenen Jahre aus Anlaß des 
paniſch⸗amerikaniſchen Krieges die Ausgaben für 
die Verwaltung der katholiſchen Kirche nicht 
gedeckt habe. — Der Stadtrath in Chemnitz be⸗ 
ſchloß, die auch dort ſeit einiger Zeit laut werden⸗ 
den zahlreichen Klagen über Mangel an Schlacht⸗ 
vieh und hohe Fleiſchpreiſe zu unterſuchen. 
Zunächſt ſoll eine Erklärung der Direktion des 
Schlachthofes eingefordert werden. Eine 
agr Gründung, die vor ungefähr drei 
Jahren von dem unlängſt verſtorbenen Ritter⸗ 
gutsbeſitzer v. Köckritz ins Leben gerufene Ge⸗ 
noſſenſchaftsdampfmüllerei und Bäckerei zu Dreb⸗ 
au, hat nach dem „Kottbuſ. Anz.“ mit mehr 
denn 80000 Mark Schulden Konkurs ange⸗ 
meldet. Die Genoſſenſchaft zählt gegenwärtig 


— 


etwa 42 Mitglieder, die zum größten Theil aus ) 


Gutsbefigern und nur einigen Bauern beſtehen. 
Das Abjaggebiet des in ziemlich großen Mengen 
hergeſtellten gemahlenen Getreides erſtreckte ſich 
nicht nur auf die Umgebung von Drebkau, ſon⸗ 
dern vornehmlich auf Sachſen; auch nach Berlin 
wurde Waare geliefert. Im vorigen Jahre ſoll 
das Geſchäft gut und die Dividende dement⸗ 
ſprechend hoch geweſen ſein. Ein jeder Genoſſe 
hatte eine beſtimmte Menge Getreide zu liefern; 
außerdem ſoll auch die Spekulation ſehr lebhaft 
betrieben worden ſein und man vermuthet nun, 
daß die obige Summe von Schulden zum größten 
Theile auch auf Spekulationen, die in dieſem 
Jahre im Gegenſatz zum vergangenen mißlungen 
ſein follen, zurückzufuͤhren. — In Gotha finde 
nächſten Sonntag die Gedächtnißfeier für den 
Fürſten Bismartk ſtatt. — In Jena wurde 
der Erbgroßherzog von Sachſen⸗Weimar⸗ 
ſenach an der Univerſität als Student der 
Rechte immatrikulirt. Die Immatrikulation er⸗ 
folgte auf Wunſch des Erbgroßherzogs in den 
üblichen einfachen Form. 


— 


Berlin, 24. November. Die den Reichstag 
in ſeiner nächſten Tagung vielleicht beſchäftigende 
Reform des Militär⸗Penſionsweſens hat ſchon 
mehrfach in letzter Zeit die Aufmerkſamkeit der 
Leſer auf einen Punkt zu lenken verſucht, der 
gewiß der Beachtung werth iſt. Es handelt ſich 
um die pefunidre Lage der älteren penſionirten 
Offiziere. Wenn die Mahnung an den Staat 


gerichtet wird, ſich die Mitwirkung der letzteren 


an den allgemeinen ſozialen Intereſſen zu ſichern 
und dieſen alten Veteranen beſſere Lebensbedin⸗ 
gungen zu ſchaffen, ſo dürfte ein ſolcher Appell 
an das Wohlwollen und Gerechtigkeitsgefühl nicht 
ungehört verhallen. Das nächſtliegende Mittel 
aber, wodurch ſo vielen penſionirten Offizieren in 
recht merkbarer Weiſe geholfen werden könnte, 
wäre das, daß man auch Diejenigen, die vor 
dem April 1897 abgegangen ſind und zumeiſt 
gerade zu denen gehören, die Blut und Geſund⸗ 
heit auf den Schlachtfeldern der letzten drei 
Kriege gelaſſen haben und deshalb in erſter Linie 
den Jüngeren gegenüber auf beſondere Berück⸗ 
ſichtigung ein Anrecht beſitzen, an den Vortheilen 
der zu dieſem Termin eingetretenen Gehalts⸗ 
erhöhung partizipiren läßt, indem man ihre Pen⸗ 
ſion den erhöhten Gehaltsſätzen entſprechend auch 
erhöht. Sind denn nur die aktiven und die jün⸗ 
geren penſionirten Offiziere Diejenigen, die unter 
den immer höher geſchraubten Preiſen für Alles, 
was zum Leben gehört, gelitten haben, oder iſt 
dies nicht mindeſtens eben ſo ſehr der Fall bei 
unſeren Kriegsveteranen mit ihrem geringen Ein⸗ 
kommen? Jede berufene Feder im ganzen Kreiſe 
dieſer bei der letzten Gehalts⸗ und der damit in 
Zuſammenhang ſtehenden Penſionserhöhung un⸗ 
verdientermaßen unberückſichtigt Gebliebenen müßte 
im eigenen Intereſſe ihres Beſitzers, wie in dem 
der Kameraden es ſich zur Aufgabe machen, in 
Zeitungen und Zeitſchriften immer von Neuem 
daran zu erinnern, daß der Staat in dieſem 
Falle ſeiner alt gedienten Krieger nicht gedacht 
hat, damit ſolche lauten Rufe bis zu den maß⸗ 
gebenden Stellen dringen und dieſe veranlaſſen, 
das Verſäumte nachzuholen. Die dafür zu be⸗ 
willigende Summe wird verhältnißmäßig nur 
eine kleine ſein, wenn man bedenkt, wie die Zahl 
der alten Kämpfer der letzten drei Kriege ſich be⸗ 
reits vermindert hat, und daß nur vom Major 
abwärts eine Gehaltserhöhung ſtattgefunden hat 
und damit auch nur hier eine Penſionserhöhung 
einzutreten hätte; die Ausgabe dafür wird auch 
von Jahr zu Jahr kleiner und in abſehbarer Zeit 
ganz u fe ren; man braucht nur in die Zeitun⸗ 
gen zu ſehen, um ſich zu überzeugen, daß unter 


den Geſtorbenen in den Familien⸗Nachrichten faſt 


täglich alte penſtonirte Offiziere figuriren. Scheut 
man aber die Ausgabe für Alle, ſo müßte der 
Staat doch wenigſtens denjenigen Veteranen die 

enſion nach den neuen Gehaltsſätzen normiren, 
ie einen der drei Feldzüge mitgemacht haben; 
es wäre das ein Werk ausgleichender Gerechtig⸗ 
keit, das gewiß den Beifall aller gerecht Denken⸗ 
den und die Dankbarkeit aller der alten Offiziere 
im Gefolge haben würde, für die die monatliche 
Erhöhung ihrer Penſion um vielleicht 30—40 
Mark eine weſentliche Erleichterung bildet. 

— Die Morgenausgabe der Münchener 
„Allgemeinen Zeitung“ vom 24. November wird 
aus den „Gedanken und Erinnerungen“ des 
Fürſten Bismarck, die in der nächſten Woche 
erſcheinen werden, den Briefwechſel zwiſchen König 
Ludwig II. und dem Fürſten Bismarck und den 
erſten Theil des Kapitels „Erfurt, Olmütz, 
Dresden“ veröffentlichen. 


— Die „Kölniſche Volkszeitung“ meldet, das 
Grundſtück der „Dormition de la Sainte Vierge“ 
in Jeruſalem werde gegenwärtig durch das deutſche 
Konſulat mit einer Mauer umgeben. Eine 
Wächterbude wurde dortſelbſt bereits wenige Tage 
nach der Beſitzergreifung auf Befehl des Kaiſers 
errichtet. Seitdem befindet ſich jenes Grundſtück 
fortwährend unter deutſcher Obhut. 


hinausdrängen.“ i 


— Der Petersburger Korreſpondent des 
Soleil“ ſchreibt ſeinem Blatte über die Stellung 
Rußlands zur Faſchodafrage Folgendes: „Bei 
der jetzigen Kriſts iſt man allgemein der Anſicht, 
daß ſich die ruſſiſche Regierung um Frankreich 
nicht im geringſten gekümmert habe. Nun, ich 
kann verſichern, daß es mit dieſer Behauptung 
nichts iſt. Man beſtätigt mir aus beſter Quelle, 
daß Rußlands Verhalten in der Faſchodafrage 
dieſes war: erſtens rieth es den franzöſiſchen 
Miniſtern lebhaft, doch eine Frage ohne jede 
materielle Bedeutung nicht zum casus belli zu 


wiederholten Malen Herrn Delcaſſe — und zwa 


ſowohl unter dem Miniſterium Briſſon, wie 
unter dem Miniſterium Dupuy — feinen feſten 
Entſchluß wiſſen, Frankreich militäriſch zu unter⸗ 
ſtützen, falls dieſes ſeine Ehre engagirt glaube. 
Das heißt alſo und daran zweifelt man 
weder in Paris noch in Petersburg wir 
ſtanden unmittelbar vor einem allgemeinen Kriege. 
Dieſe Thatſache iſt abſolut ſicher. Die franzöſiſchen 
Miniſter ſagten darüber nichts, denn ſie konnten 
es aus diplomatiſchen Gründen nicht. Aber 
ſie wußten ganz gut, daß Rußland marſch⸗ 
bereit ſei.“ 

— Nach einer der „Polit. Korr.“ aus London 
zugehenden Meldung ſchweben zwiſchen England 
und den Vereinigten Staaten Verhandlungen, 
betreffend die Errichtung einer nordamerikaniſchen 
Kohlenſtation in der Meerenge von Bab⸗el⸗Mandeb. 
Die Kohlenſtation ſoll auf der in der Nähe des 
Kap Guardafin gelegenen Inſel Socotora errichtet 
und letztere zu dieſem Behufe den Vereinigten 
Staaten pachtweiſe überlaſſen werden. Die Ver⸗ 
einigten Staaten verpflichten ſich, einerſeits auf 
der Inſel ohne vorherige Erlaubniß Englands 


keine Befeſtigungswerke anzulegen, andererſeits 


im Oſten und Weſten der Inſel je einen Leucht⸗ 
thurm zu erbauen. ag rt foll mit Rückſicht 
auf den ſchwungvollen Kohlenhandel, der in Aden 
und Perim von engliſchen Kaufleuten betrieben 
wird, ſtipulirt werden, daß die Vorräthe der 
Kohlenſtation nur an Kriegsſchiffe, nicht aber 
auch an Handelsſchiffe abgegeben werden 
dürfen. Dieſe Nachricht klingt einiger⸗ 
maßen befremdend. Welches Intereſſe an einer 
Kohlenſtation für Kriegszwecke — denn um eine 
ſolche würde es ſich ja nach den Beſtimmungen 
dieſes angeblichen Abkommens handeln 
Amerika im Rothen Meere haben ſollte, iſt nicht 
recht einzuſehen; es könnte ſich höchſtens um den 
Fall handeln, daß Amerika ſeine Kriegsſchiffe im 
atlantiſchen Ozeane durch das mittelländiſche Meer 
und den Suezkanal nach den Philippinen oder 
nach Oſtaſien ſenden wollte; eine ſolche Even⸗ 
tualität iſt aber kaum jemals zu erwarten und 
Amerika wird ſo wie ſo im ſtillen Ozean zur 
Vertheidigung ſeiner Intereſſen auf den Philippinen 
eine ſtarke Kriegsflotte halten müſſen. In Frie⸗ 
denszeiten aber würden auch für die Schiffe, 
welche die Suez⸗Kanal⸗Route einhalten wollen, 
tets genügende Kohlenvorräthe in engliſchen 
üfen zu haben fein. Sollte dieſe angeblich 
amerikaniſche Kohlenſtation in der Straße von 
Bab⸗el⸗Mandeb, wenn fie überhaupt mehr als 
Phantaſie iſt, vielleicht ein Gegenzug gegen die 
ruſſiſchen Abſichten auf Raheita fein? 


Italien. 


Rom, 23. November. Deputirtenkaunmer. 
Schatzminiſter Vacchelli gab heute das Finanz⸗ 
Expoſee. Er hob darin das Aufblühen der In⸗ 
duſtrie und des Handels hervor, welche bei Ver⸗ 
beſſerung der Steuergeſetzgebung noch mehr 
proſperiren könnten. Es würden Reformen ein⸗ 
geführt werden durch Maßnahmen, welche keine 
Verminderung der gegenwärtigen Steuereinnahmen 
mit ſich bringen würden. Bei Durchführung 
dieſer Umgeſtaltung werde es nöthig ſein, ſich 
mit der Herſtellung des vollkommenen Gleich⸗ 
gewichts zwiſchen den thatſächlichen Einnahmen 
und Ausgaben zufrieden zu geben, indem man 
zur Tilgung der Schulden und zum Bau von 
Eiſenbahnen die vorhandenen Beſtände ver⸗ 
wendet. Es werde jedenfalls nicht nöthig ſein, 


für den Dienſt des laufenden Jahres und der] G 


nächſten Jahre Anleihen aufzunehmen, da noch 


iner Zeitung. 


Donnerſtag, 24. November 1898. 
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verfügbare Beſtände vorhanden ſeien. Das Jahr 
1897—98 habe mit einem Defizit von nur etwa 
einer Million abgeſchloſſen, trotz der durch die 
Unrnhen im Mai verurſachten Ausgaben und 
trotz des Ausfalls in den Getreidezöllen. Für 
das Jahr 1898—99, werde ein Defizit von rund 
14½ Millionen und für das Jahr 1899—1900 
ein ſolches von 31½ Millionen vorgeſehen, 
welche durch den Bau von Eiſenbahnen und die 
Kapitalbewegung verurſacht werden. Dieſe 46 
Millionen Defizit würden gedeckt werden durch 
die Einnahmen aus den durch die Finanz⸗ 
maßnahmen vom Jahre 1894 genehmigten 
Operationen mit den tilgbaren Schulden, und 
durch einen Theil der Beträge, welche dem 


[Staate aus dem Vermögen der verbotenen 


Religionsgeſellſchaften zufließen. Angeſichts des 
Standes der ſchwebenden Schuld, welcher auf 
500 Millionen zu ſchätzen iſt, werde es er⸗ 
forderlich ſein, die Schatz⸗Bonds zu vermindern 
und die ordentlichen Vorſchüſſe an die Emiſſions⸗ 
banken zu beſchränken, um dadurch auch den 
Papiergeld⸗Umlauf zu verringern, der eine der 
Urſachen der Erhöhung des Wechſelkourſes ſei. 
Er werde die Umwandlung eines Theiles der 
Schatzbonds in 4½prozentige Konſols in Vor⸗ 
ſchlag bringen. Wenn der Koursſtand es er⸗ 
fordere, werde er Vorſchläge machen, durch deren 
Verwirklichung die Bank von Italien in die 
Lage verſetzt werden ſolle, ihre wirthſchaftliche 
Aufgabe zu erfüllen und ihre Rolle als Reglerin 
des Wechſelkourſes und Zinsfußes durchzuführen. 
Des Weiteren erklärte der Miniſter, man werde 
die Abſchaffung der Oktrois auf Brod und 
Mehl in Vorſchlag bringen, indem man die 
Gemeinden dadurch entſchädige, daß man die Be⸗ 
träge, welche ſie von den anderen Oktroi⸗Ein⸗ 
nahmen an den Staat abzuführen haben, um 
den gleichen Betrag verringere und ſie er⸗ 
mächtige, hinſichtlich der Lokal⸗Abgaben neue 
Beſtimmungen zur Durchführung zu bringen, 
oder ihnen geſtatte, in beſchränktem Maße die 
Accije auf Wein und Fleiſch zu erhöhen. Da 
der Staat keinesfalls auf die gegenwärtigen 
Einnahmen verzichten könne, werde der Ausfall 
durch Abänderungen der Fabrikationsſteuer, zum 
Theil durch die Wehrſteuer und durch Anders⸗ 
geſtaltung der Umſatzſteuer zu decken ſein. 
Weitere Geſetzentwürfe würden eingebracht wer⸗ 
den behufs Abänderung der Steuer auf das 


Einkommen aus beweglichem Vermögen, behufs 


Reviſion der Beſteuerung des Einkommens aus 
Gebäudebeſitz und Rückerſtattung der wegen 
Steuer⸗Rückſtände dem Fiskus zugefallenen 
Grundſtücke. Ferner ſollen Geſetzentwürfe ein⸗ 
gebracht werden, welche die Gründung von 
Getreide⸗Beleihungsbanken und landwirthſchaft⸗ 
lichen Kaſſen, ſowie die Urbarmachung von 
Unland zum Gegenſtande haben. Der Miniſter 
fuhr fort, er ſei mit den Vorarbeiten für eine 
Einkommen⸗Ergänzungsſteuer beſchäftigt; dieſelbe 
folle den Ausfall decken, der durch die Herab⸗ 
ſetzung der die Volksernährung am ſchwerſten 

j Steuern entſtehen würde. Er glaube, 
aß durch die Vorſchläge der Regierung der 
gegenwärtige Geſamt⸗Ertrag der Steuern bei⸗ 
behalten würde. Sollte dies jedoch nicht der 
Fall ſein, ſo würde er nicht verfehlen, die er⸗ 
forderlichen Vorſchläge zu machen, um die Inte⸗ 
grität der finanziellen Lage und die Solidität 
des Budgets zu ſichern, was er für ſeine erſte 
Pflicht halte. (Beifall auf der Linken.) 


Wien. 


Täbris (Perſien), 26. Oktober. In Perſien 
iſt in dieſem Jahre die Ernte ſchlecht ausge⸗ 
fallen und es herrſcht ein bedenklicher Brod⸗ 
mangel. Vor den Brodläden ſieht 
Volk haufenweiſe ſtehen und murren. Es iſt 
die Anſicht verbreitet, daß die Theuerung eine 
Folge gewiſſenloſer Kornſpekulation ſei, woran 
der Prieſterſtand, als Beſitzer vieler Dörfer, ſtark 
betheiligt wäre. Dieſe Meinung hat das An⸗ 
ſehen der Geiſtlichkeit ſehr herabgeſetzt und führte 
zu den Unruhen im Auguſt. Eine durch Hunger 
und Noth aufgeregte — man ſagt auch von der 
Regierung aufgewiegelte Maſſe plünderte die 
reichen Paläſte einer ſehr begüterten geiſtlichen 
Familie, weil ſie im Verdacht ſtand, ihre großen 
Kornſcheuern dem Verkaufe verſchloſſen gehalten 
zu haben. Trotz ihrer Eigenſchaft als Seiet 
(Nachkommen des Propheten) wären die Mit⸗ 
glieder der Familie ermordet worden, wenn ſie 
nicht rechtzeitig die Flucht ergriffen hätten. Die 
Erregung dauerte mehrere Wochen und glimmt 
auch jetzt noch im Geheimen fort. Sie kann, 
falls es ſo fortgeht, dem Lande verhängnißvoll 
werden. — Die Regierung ſucht durch ſtrenge 
Maßregeln die Kornſpekulanten zum Verkauf zu 
bewegen. Auch die Kaufleute von Täbris beab⸗ 

tigen für eine größere Summe, die fie für ein 
Jahr unverzinslich leihen, von Eriwan (Ruß⸗ 
land) Korn einzuführen. Ob die Ruſſen damit 
einverſtanden ſein werden und ob die Bemühun⸗ 
gen der Regierung von Erfolg begleitet ſein wer⸗ 
den, muß die Zukunft beantworten. 

In der Stadt Maragha und Umgebung 
(ſüdöſtlich vom Urumiaſee) iſt eine hier unbe⸗ 
kannte Krankheit ausgebrochen. Sie dauert ge⸗ 
wöhnlich einige Tage und endet tödtlich. 

hama, 23. November. Zwiſchen den 

olitiſchen Parteien in Söul kam es zu einem 

Lale ene Dabei wurden auf der einen 

eite 23 Perſouen getödtet. Weiteres Blutver⸗ 

gießen wird befürchtet. Die japaniſche Regierung 

iſt gebeten worden, Truppen zu ſenden, um die 
Ordnung aufrecht zu erhalten. 


Stettiner Nachrichten. 


Stettin, 24. November. Zu den geſtrigen 
Stadtverordnetenwahlen, III. Ab⸗ 
theilung, können wir mittheilen, daß ſich für die 

ereinigung unabhängiger Stadtverordneter das 
Wahlreſultat noch günſtiger ſtellt, indem im 
4. Wahlbezirk Herr Rechnungsrath Schalck be⸗ 
reits im erſten Wahlgang gewählt iſt. Nach der 
heutigen Feſtſtellung durch den Herrn Wahl⸗ 
kommiſſar hat Herr Schalck 400 Stimmen und 
damit die abſolute Majorität erhalten. Es 
finden ſomit nur im 1. und 7. Wahlbeziek Stich 
wahlen ſtatt. 

* Zur amtlichen Prüfung von Kohlen⸗ 
ſäurebehältern, welche bei dem hieſigen 
Werke der Rheiniſchen Kohlenſäureſyndikat⸗ 
Aktiengeſellſchaft einlaufen, ſind die Herren Karl 
eredien und Rud. Brauß ermächtigt und 
eidlich verpflichtet worden. 


man das]! 


_ * Geit geſtern iſt über den ſtädtiſchen 
Viehhof die Sperre verhängt und zwar 
wegen eines Falles von Schweineſeuche, der an 
einem auf dem Schlachthof geſchlachteten Thier 
feſtgeſtellt wurde. Von der Sperre wird nur 
der Abtrieb betroffen, der für Vieh aller Art 
unterſagt iſt, dagegen unterliegt der Auftrieb 
keinerlei Beſchränkungen und ebenſo wenig er⸗ 
leidet der Schlachthofbetrieb eine Einſchränkung. 
Auf dem Viehhof ſind ſelbſtverſtändlich ſofort 
alle nothwendigen Maßnahmen getroffen worden, 
um der Anſteckungsgefahr zu begegnen. y 

— Den Vorſitz im Prüfungsausſchuſſe für 
den Großſchifffahrtsweg Berlin⸗ 
Stettin, welcher ihm in der konſtituirenden 
Verſammlung vom 11. d. M. angetragen worden 
war, hat Graf Udo zu Stolberg⸗Wernigerode an⸗ 
genommen. Als Vertreter des erſten Vorſitzenden 
werden die Herren Kommerzienrath Wirth und 
Geheimrath Goldberger fungiren. Am geſtrigen 
Mittwoch Abend fand wiederum eine Sitzung 
ſtatt, in welcher die weiteren Maßnahmen des 
Prüfungs⸗Ausſchuſſes zur Berathung gelangten. 

— Der „N. Berl. Korr.“ zufolge ſind die 
behufs Regelung der Verſorgung der 
Hinterbliebenen der Lehrer ange⸗ 
ſtellten umfaſſenden Erhebungen in der Haupt⸗ 
ſache als abgeſchloſſen zu betrachten, ſo daß alle 
Ausſicht vorhanden iſt, daß ſchon in der kommen⸗ 
den Seſſion dem Landtage von der Regierung 
= bezügliche Vorlage unterbreitet werden 
wird. 

L Das Gaſtſpiel von Fräulein Marie 
Barkany im Stadttheater findet zu Schau⸗ 
ſpielpreiſen ſtatt; daſſelbe beginnt Sonnabend 
mit der „Jungfrau von Orleans“ und bringt im 
weiteren Verlauf „Fedora“, „Hüttenbeſitzer“ und 
„Francillon“, b 

— Im Bellevue⸗Theater wird das 
Gaſtſpiel der Frau Praſch⸗Grevenberg am 
Sonnabend durch eine Vorſtell ung zu kleinen 
Preiſen unterbrochen, bei welcher auf vielſeitiges 
Verlangen ,Lucinde vom Theater“ mit Herrn 
Picha als „Hühnekopf“ zur Aufführung gelangt. 

* Im Laden des Bäckermeiſters Kortum, 
Stoltingſtr. 20, erſchien vorgeſtern Abend ein 
Mann von 35 bis 40 Jahren und bat, ihm ein 
Zwanzigmarkſtück zu wechſeln. Die anweſende 
Frau entſprach dem Verlangen und zählte den 
Betrag in kleinem Gelde auf, dieſen ſtrich der 
Mann ſchnell ein, warf die Münze, die er ſolange 
etwas verdeckt in der Hand gehalten hatte, hin 
und lief davon. Das angebliche Goldſtück war 
eine werthloſe Blechmarke, die Frau erkannte auch 
den Betrug ſogleich und lief dem Manne nach, 
Letzterer entkam jedoch, begünſtigt von dem gerade 
herrſchenden Nebel. ' 

* In einer Küche des Hauſes Große Laftabie 
Nr. 2 entſtand letzte Nacht gegen 3½ Uhr ein 
kleiner Brand, der alsbald gelöſcht wurde. 
Die Feuerwache II war zur Stelle und kurze 
Zeit in Thätigkeit. : 

* In der Grenz⸗ und Heinrichſtraße wurden 
Nachts die an verſchiedenen Barbierläden aus⸗ 
gehängten Becken abgeriſſen und fortgeworfen. 

»Von einer für den Kaufmann Krauthof, 
Große Laſtadie 50, beſtimmten Sendung 
Planmenmus wurden auf dem Steuerboden VI 
des Zentral⸗Güterbahnhofes etwa drei Zentner 
im Werthe von 60 Mark geſtohlen. , 

* An der Ecke der Birfenallee und 
Grabowerſtraße ſtürz tee heute Mittag in Folge 
der Glätte das Pferd eines Laſtwagens und 
mußte die Hülfe der Feuerwehr in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, um das Thier wieder auf⸗ 
zurichten. - 


Aus den Provinzen. 
In den letzten Tagen fanden in der Pro⸗ 
vinz Pommern wieder zahlreiche goldene 
Hochzeiten ftatt, aus deren Anlaß den Jubel⸗ 
paaren die Ehejubiläumsmedaille verliehen wurde, 
und zwar in Stargard dem Rentier F. Rohrbach 
und deſſen Ehefrau Johanna geb. Peter, in 
Pyritz dem Rentier Daniel Kleinke und Ehefrau, 
in Pegelow, Kreis Saatzig, dem Schneidermeiſter 
Broſe'ſchen Ehepaar und im Ottoſtift bei Pyritz 
dem emer, Lehrer Wolfgram und deſſen Gattin. 
A Greifenberg, 23. November. Herr 
Dr. Bevenſchen, vom „Verein zur Förderung des 
Deutſchthums in den Oſtmarken“ entſandt, hielt 
hier einen zündenden Vortrag über die Verhält⸗ 
niſſe im Oſten, nach welchem ſich auch hier eine 
Ortsgruppe bildete, der ſich ca. 70 zahlende Mit⸗ 
glieder anſchloſſen. — Geſtern begannen die Ge⸗ 
richtsverhandlungen gegen den früheren Förſter 
Eingräber aus Forſthaus Graazhagen, der hier 
jeit ca. 8 Monaten in Unterſuchungshaft iſt, und 
pesen eine größere Anzahl Mitangeklagter. Der 
ngeflagte, welcher von der Stadt Treptow an⸗ 
geſtellt war, ſoll viele Hölzer heimlich verkauft 
haben und ſollen eine Anzahl Perſonen, theils 
gut ſituirte Leute, demſelben hierbei behülflich ge⸗ 
weſen ſein. Der Zudrang des Publikums iſt ſo 
ſtark, daß der Gerichtsſaal daſſelbe nicht faſſen 
kann und die Korridore noch beſetzt ſind. Den 
Vorſitz führt Herr Amtsrichter Boll und die Ver⸗ 
theidigung führen die Rechtsanwälte de Witt und 
ieyer-Stargard ; um 10 Uhr Abends wurde die 
Verhandlung abgebrochen und heute Vormittag 
fortgeſetzt. Es kam nur ein Vertagungs⸗Antrag 
des Rechtsanwalts Meyer, der die Ladung von 
37 neuen Zeugen beantragte, zur Verhandlung, 
welchem das Gericht Folge gab. In der Bee 
gründung geißelte der Herr Vertheidiger ſcharf 
die Forſtverwaltung der Stadt Treptow. Der 
Angeklagte Förſter Eingräber wurde vorläufig 
auf freien Fuß geſetzt. 
lzin, 23. November. In verſchie⸗ 
denen Blättern wurde kürzlich die Nachricht ver⸗ 
breitet, das hieſige Kurhaus und das Kaiſerbad 
würden fernerhin unter eine Verwaltung geſtellt; 
das beſtätigt ſich nicht, das Kurhaus iſt ſoeben 
an einen neuen Pächter verpachtet, welcher die 
Verwaltung am 1. Januar übernimmt. 
—e. Gingſt a. R., 23. November. Ueber 
das Vermögen des Kaufmanns Julius Suhr, 
. iſt das Konkursverfahren eröffnet. 
Forderungen ſind bis 31. Dezember bei dem 
Amtsgericht zu Bergen anzumelden. f 


. A SS 
Offene Stellen 


für Militäranwärter im Bezirk des 2. Armee: 
korps. VBaldigſt, Barth, Magiſtrat, Schuldiener, 
neben freier Wohnung und Heizung 70 Pf. 
Tagelohn. — Sogleich, Bromberg, Magiſtrat, 


